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 Aufgaben der Schulbegleiter 

 

Die Tätigkeit der Schulbegleitung ist einzelfallbezogen individuell zu gestalten und 

unterscheidet sich nach dem konkreten Bedarf des jungen Menschen. Sie richtet sich 

auf den zu begleitenden Schüler in seinem schulischen Umfeld. Ziel der Maßnahme 

muss es sein, dass sich die schulbegleitende Person im Laufe des Fortschritts der 

Eingliederungshilfe überflüssig macht und der junge Mensch die Zielperspektive 

entwickelt, zukünftig selbstständig im schulischen Umfeld zurechtzukommen.  

Der Erziehungsauftrag ist Teil des gesetzlichen Auftrags der Schule und wird von 

den Lehrkräften wahrgenommen. Dies gilt im vorliegenden Zusammenhang 

insbesondere für die Herstellung der Klassenordnung und das Einwirken auf die 

Klassengemeinschaft, um die Akzeptanz des Schülers mit Behinderung zu 

verbessern.  

Eine Schulbegleitung für seelisch behinderte junge Menschen kann die 

Kommunikation zwischen einer Lehrkraft und dem Kind nicht ersetzen. Die Art und 

Weise der Lehrstoffvermittlung, der Unterrichtsgestaltung sowie der Beziehung 

zwischen Lehrkraft und Kind fällt in den Verantwortungsbereich der Schule. Sollten 

hierbei Schwierigkeiten im Einzelfall bestehen, sind zunächst schulische Maßnahmen 

und Angebote zur Unterstützung einzusetzen.  

 

Schulbegleiter sind keine Zweitlehrkräfte, Nachhilfelehrkräfte, Hausaufgabenbetreuer 

oder Assistenten der Lehrkräfte bei der Vermittlung der Unterrichtsinhalte. Die 

schulpädagogische und didaktische Verantwortung für die Vermittlung des 

Lehrstoffes an junge Menschen mit Behinderung obliegt ausschließlich den 

Lehrkräften bzw. den MSD- Lehrkräften der Förderschule, auch wenn Schulbegleiter 

die dazu notwendige fachliche Qualifikation haben sollten.  

 

Trotz aller Unterschiede in den einzelnen Fällen, lassen sich bestimmte 

allgemeingültige Aufgabenmerkmale für eine Schulbegleitung festhalten:   

 

Aufgabe der Schulbegleitung ist die teilhabegerechte Unterstützung des Kindes oder 

Jugendlichen. Der Schulbegleiter unterstützt den jungen Menschen bei der 



Orientierung im Unterricht, verantwortet durch die Lehrkraft. Die Vermittlung von 

Wissen durch Unterrichten ist Aufgabe der Lehrkraft im schulpädagogischen Kontext. 

Eine pädagogische Ausbildung ist daher im Regelfall nicht erforderlich. Die für die 

konkrete Tätigkeit erforderliche Qualifizierung erfolgt durch Schule und Jugendhilfe. 

Vor diesem Hintergrund können in der Klasse nachfolgende verallgemeinerte – nicht 

vollständige – Aufgaben auf eine Schulbegleitung zukommen: 

 Wahrnehmung des Schutzauftrages (§ 8a SGB VIII), 

 Umgang mit Aggressionen, 

 Bewältigung von Ängsten, 

 Stärkung des positiven Sozialverhaltens / der Sozialkontakte / der 

Selbstkontrolle/  der Teilnahmefähigkeit am Unterricht 

(Aufmerksamkeit/Konzentration) 

 Disziplinierendes Einwirken, 

 Unterstützung / Hilfestellung bei alleine nicht zu bewältigenden Aufgaben   

(z.B. bei der Ordnung von Schulmaterialien, Gruppenarbeit) 

 Hilfestellungen in der Kommunikation mit Mitschülern 

 Ggf. weitere Aufgaben in Absprache von Schule und Jugendamt 

 Die Aufsichtspflicht verbleibt bei der Schule; in besonderen Fällen wird die 

Aufsicht durch den Schulbegleiter in Abstimmung mit der Lehrkraft 

ausgeübt. 

Die unterrichtsfreien Zeiten (z.B. Pausen, Freistunden, Zeiten kurz vor und nach dem 

Unterricht; Ferienzeiten sind nicht umfasst) bedürfen bei seelisch behinderten jungen 

Menschen ganz besonders einer Strukturierung. Die Zielsetzung der Vermittlung 

durch eine Schulbegleitung liegt in der positiven und erfolgreichen Bewältigung von 

Kontakten zu Mitschülern, der Nutzung von Rückzugsmöglichkeiten und Auszeiten 

sowie dem Einüben sozial adäquater Verhaltensweisen.  

Eine Begleitung junger Menschen kann im schulischen Kontext (tageweise) auch 

außerhalb der regulären Schulzeiten notwendig werden, z.B. bei Exkursionen und 

Klassenfahrten. In solchen Fällen sind neben der Schule und einer eventuellen 

Schulbegleitung auch die Eltern für die Unterstützung ihres Kindes verantwortlich.  

 

Zu den Aufgaben eines Schulbegleiters gehört die Kooperation mit Jugendamt, 

Schule, Erziehungsberechtigten und ggf. Maßnahmeträgern:   



Der Schulbegleiter wird in den regelhaften Austausch der Schule mit den 

Erziehungsberechtigten und in die innerschulischen Gespräche über den Stand der 

Entwicklung, den weiteren Förderbedarf, aktuelle Entwicklungen und die Umsetzung 

des Förderplans einbezogen.   

Er informiert die Erziehungsberechtigten über den schulischen Alltag des betreuten 

Kindes. 

Die Kooperation mit dem Jugendamt ergibt sich durch die Teilnahme an den 

regelmäßigen Hilfeplangesprächen, die Berichterstellung hierzu und die Mitteilung 

besonderer Vorkommnisse.  

Ein eventuell vorhandener Maßnahmeträger (ansonsten das Jugendamt) wird mit der 

Schulbegleitung regelmäßige Anleitungsgespräche führen, die Umsetzung der 

Förderziele besprechen, eine Nachbereitung von Krisensituationen vornehmen und 

alle Regelungen zum Beschäftigungsverhältnis, wie Dokumentationen, Nachweise, 

Abrechnungen, Sozialversicherungen etc. erörtern. 

 

Die Verantwortung für den regelhaften Austausch mit den genannten Stellen obliegt 

hier nicht der Schulbegleitung alleine, vielmehr müssen alle genannten 

Kooperationspartner ihren Teil der Verantwortung übernehmen und aktiv zu dem 

Gelingen der Maßnahme beitragen. 

Der Austausch von Daten setzt dabei eine gesetzliche Grundlage (vgl. §§ 61 ff SGB 

VIII) oder eine Zustimmung der Betroffenen voraus. 

 

Beschreibung der konkreten Aufgaben des Schulbegleiters  

 

Im Rahmen des Hilfeplanverfahrens werden auf der Grundlage  

- der schulischen bzw. vorschulischen Erkenntnissen und der bisherigen schulischen 

(Förder-)Maßnahmen,  

-  der eigenen Kenntnisse der Jugendhilfe und  

-  aufgrund der medizinischen Gutachten  

der jeweilige Umfang der Eingliederungshilfe bestimmt sowie die jeweiligen Schritte 

und Eingliederungshilfeziele gemeinsam unter Einbeziehung aller Beteiligten 

formuliert. Ein ggf. bestehender schulischer Förderplan und der Hilfeplan werden 

aufeinander abgestimmt und konkrete Ziele und Maßnahmen formuliert. 

 



Jugendhilfe und Schule besprechen und formulieren unter Beachtung der jeweiligen 

Zuständigkeiten  gemeinsam den konkreten Auftrag des Schulbegleiters für den 

individuellen Schüler und seine Rahmenbedingungen (z.B. Pausen, Benutzung des 

Parkplatzes, Aufenthalt im Lehrerzimmer). Sie bleiben während der Maßnahme in 

regelmäßigem Austausch.  

 

Der Schulleiter ist gemäß Art. 57 Abs. 2 Satz 1 BayEUG für einen geordneten Schulbetrieb 

und Unterricht verantwortlich. Der Schulleiter hat in Fragen des Schul- und 

Unterrichtsbetriebs ein Weisungsrecht, das er an die Lehrkräfte in der Klasse delegieren kann. 

Die Lehrkräfte tragen gemäß Art. 59 Abs. 1 Satz 1 BayEUG die unmittelbare pädagogische 

Verantwortung für den Unterricht und die Erziehung der Schüler. In diesem Kontext übt der 

Schulbegleiter seine Eingliederungshilfe eigenverantwortlich nach Maßgabe des Hilfeplans 

aus. Zur Vermeidung von Abgrenzungsschwierigkeiten und für eine bestmögliche 

Wirksamkeit von Schule und Eingliederungshilfe sind der konkrete Aufgabenbereich des 

Schulbegleiters und seine Entscheidungsspielräume zu beschreiben. Darüber hinaus sind 

zwischen Lehrkraft und Schulbegleiter, ggf. auch zwischen Schulleitung und Jugendamt, 

konkret in der Zusammenarbeit entstehende Fragen der Abstimmung zu klären.  

In konkreten und eilbedürftigen Situationen entscheidet die Lehrkraft bzw. der Schulleiter 

aufgrund der Gesamtverantwortung Art. 57 Abs. 2 Satz 1 BayEUG. 

 

 

Auswahl und Bestellung des Schulbegleiters 

 

Eine berufliche Ausbildung im erzieherischen Bereich ist im Grundsatz nicht 

erforderlich; dies gilt im Regelfall auch für eine berufliche Vorbildung im pädagogischen 

Bereich. Entscheidend ist die notwendige Befähigung/Geeignetheit im Einzelfall. Die 

Notwendigkeit einer pädagogischen Fachkraft im Einzelfall wird im Rahmen der 

Hilfeplanung geprüft und festgelegt. 

 

Nahe Verwandte und Personen aus dem Lebensumfeld des jungen Menschen kommen 

als Schulbegleiter grundsätzlich nicht in Frage. 

 

Der Einsatz eines Schulbegleiters ist nur mit Zustimmung der Schulleitung möglich (vgl. 

§ 40 Abs. 3 Satz 2 Schulordnung für die Volksschulen zur sonderpädagogischen 

Förderung, VSO-F). Die Zustimmung zur Schulbegleitung ist aus berechtigten Gründen 

mit Wirkung für die Zukunft widerrufbar. 

Die Auswahl der (konkreten) Person des Schulbegleiters wird vom Jugendamt im 

Benehmen mit der Schulleitung vorgenommen (oder kann vom Jugendamt auf den 

Maßnahmeträger delegiert werden), bei privaten Schulen zusätzlich mit dem 



Schulträger. Dabei soll die Jugendhilfe etwaige substantiierte Bedenken der 

Schulleitung gegen die Eignung des konkreten Schulbegleiters berücksichtigen. Die 

Ausübung des Hausrechts bleibt dem Schulleiter vorbehalten.  

Voraussetzung ist ein erweitertes polizeiliches Führungszeugnis für den 

Schulbegleiter nach § 30a Bundeszentralregister, das dem eventuell vorhandenen 

Maßnahmeträger (ansonsten dem Jugendamt) vorzulegen ist (§ 30a BZRG, § 72a 

SGB VIII). Der Schulbegleiter muss sich schriftlich zur Verschwiegenheit und 

Einhaltung der Datenschutzvorschriften verpflichten (Anlage). Dies ist Voraussetzung 

für seine Tätigkeit in der Schule; im Übrigen bedarf es einer gesonderten 

Genehmigung der Person des Schulbegleiters nicht.  

 

Die Beteiligten vor Ort regeln die notwendigen gegenseitigen Informationen im Falle der 

Verhinderung des Schulbegleiters bzw. des Kindes.  

 

Der Schulbegleiter wird in die schulischen Rahmenbedingungen und Aufgaben von 

der Schule, in seine förderspezifischen Aufgaben von der Jugendhilfe eingeführt. 

Eine gemeinsame oder eng abgestimmte Einführung wird ausdrücklich empfohlen.  
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